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<RepeatBlock-Amend><Amend>Amendment

<NumAm>1</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Citation 8 a (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	- unter Hinweis auf seine Entschließung vom 9. Oktober 2008 zur Förderung der sozialen Integration und der Bekämpfung der Armut, einschließlich der Kinderarmut, in der Europäischen Union1,

	
	__________________

	
	1 ABl. C 9E vom 15.1.2010, S. 11.


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>2</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital A – indent 1</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	– die pure Schwere der Herausforderungen bei den Renten und Pensionen aufgrund einer alternden Bevölkerung, die sich durch die Finanz- und Wirtschaftskrise noch vergrößert haben;
	– die Herausforderungen bei den Renten und Pensionen aufgrund einer alternden Bevölkerung, die sich durch die Finanz- und Wirtschaftskrise noch vergrößert haben;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>3</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital A – indent 4</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	– die moralische Verpflichtung der Mitgliedstaaten, staatliche Renten und Pensionen (der ersten Säule) sicherzustellen − falls erforderlich ergänzt durch Regelungen zum Mindesteinkommen − um allen Bürgerinnen und Bürgern ein anständiges Einkommen über der Armutsgrenze zu bieten;
	– die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, den Lebensstandard sichernde staatliche Renten und Pensionen (der ersten Säule) sicherzustellen − falls erforderlich ergänzt durch Regelungen zum Mindesteinkommen − um allen Bürgerinnen und Bürgern ein anständiges Einkommen mindestens über der Armutsgrenze zu bieten;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>4</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital A – indent 6</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	– die Notwendigkeit, das gesetzliche Rentenalter an die Lebenserwartung zu knüpfen und es den Arbeitnehmern gleichzeitig zu ermöglichen, längere und gesündere Arbeitsleben in der Absicht zu führen, die Berufslaufbahn bis zum gesetzlichen Rentenalter auszudehnen;
	– die Notwendigkeit, es den Arbeitnehmern zu ermöglichen, längere und gesündere Arbeitsleben in der Absicht zu führen, die Berufslaufbahn bis zum Erreichen des gesetzlichen Rentenalters zu durchlaufen;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>5</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital A – indent 10</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	– die Bedeutung konkreter Schritte durch die Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Strategie Europa 2020, da eine Steigerung der Beschäftigung, der Produktivität und des inklusiven Wirtschaftswachstums unerlässlich ist, um zu angemessenen und nachhaltigen Renten und Pensionen zu gelangen;
	– die Bedeutung konkreter Schritte durch die Mitgliedstaaten zur Steigerung der Beschäftigung, der Produktivität und des inklusiven Wirtschaftswachstums, um zu angemessenen und nachhaltigen Renten und Pensionen zu gelangen;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>6</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital B</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	B. in der Erwägung, dass sich die seit Jahrzehnten schlimmste Finanz- und Wirtschaftskrise zu einer akuten Staatsschuldenkrise entwickelt hat, die erhebliche Auswirkungen auf die Renten- und Pensionseinkünfte von Millionen Bürgerinnen und Bürgern in der EU hat;
	B. in der Erwägung, dass sich die seit Jahrzehnten schlimmste Finanz- und Wirtschaftskrise die öffentlichen Haushalte erheblich belastet, was Auswirkungen auf die Renten- und Pensionseinkünfte von Millionen Bürgerinnen und Bürgern in der EU hat;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>7</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital C</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	C. in der Erwägung, dass der erste Geburtsjahrgang der sogenannten „Baby-Boom-Generation“ das Rentenalter erreicht hat, was zu einer demografischen Herausforderung führt, die keine Herausforderung für die Zukunft, sondern schon eine Realität ist, welche dazu führt, dass die Zahl der über Sechzigjährigen jedes Jahr um über 2 Millionen steigt – doppelt so viele wie in vorherigen Jahrzehnten;
	C. stellt fest, dass es sich beim demografischen Wandel um einen langfristigen Prozess handelt, den hochentwickelten Industriegesellschaften seit Jahrzehnten durchmachen; weist darauf hin, dass zum Beispiel in Deutschland im Jahr 1900 auf einen Rentner zwölf Arbeitnehmer kamen, dass dieses Verhältnis im Jahr 2000 auf vier Arbeitnehmer pro Rentner zurückging und bis zum Zeitraum 2040-2050 voraussichtlich weiter auf zwei Arbeitnehmer pro Rentner zurückgehen wird;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>8</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital C a (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	C a. in der Erwägung, dass die demografischen Indikatoren zur Gewährleistung der Tragfähigkeit der Renten- und Pensionssysteme nicht so wichtig sind wie behauptet: so stieg zum Beispiel das reale BIP in Westdeutschland zwischen 1950 und 1990 um 473%, während die Zahl der Erwerbstätigen im selben Zeitraum nur um 42% zunahm, was bedeutet, dass nur 9% des Wachstums der Produktion in diesem Zeitraum auf „demografische Aspekte" zurückzuführen waren, während der Anstieg des realen Grundkapitals, der Arbeitsproduktivität usw. die verbleibenden 91% ausmachte und deshalb die zentrale Frage zur „Nachhaltigkeit der Renten und Pensionen" nicht „demografischer", sondern „wirtschaftlicher" Art ist;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>9</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital D</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	D. in der Erwägung, dass die langfristige Entwicklung in Bezug auf die Demografie und die Produktivität, ungeachtet der Wirtschaftskrise, auf ein wirtschaftliches Szenario mit einem geringen Wachstum für Europa hindeutet, wobei die wirtschaftliche Wachstumsrate bedeutend niedriger ist als in den vorherigen Jahrzehnten;
	D. in der Erwägung, dass die langfristige Entwicklung in Bezug auf die Demografie und die Produktivität, auf ein wirtschaftliches Szenario mit einem geringen Wachstum für Europa hindeutet, wobei bei Festhalten am derzeitigen Austeritätskurs die wirtschaftliche Wachstumsrate niedriger sein könnten als in den vorherigen Jahrzehnten;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>10</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital D a (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	D a. in der Erwägung, dass der Kommission und den bekanntesten Wirtschaftswissenschaftlern zufolge, die Aufrechterhaltung eines durchschnittlichen jährlichen Arbeitsproduktivitätswachstums von 1,1% bis 1,4%, wie in den vergangenen Jahrzehnten, der Schlüssel zur Aufrechterhaltung der Tragfähigkeit der Renten- und Pensionssysteme ist; weist mit Nachdruck darauf hin, dass weitere Produktivitätsreserven mobilisiert werden könnten, indem die Energie- und die Ressourceneffizienz erhöht würden (Faktor 4 bis 2020-2025 und Faktor 10 bis 2050); weist mit Nachdruck darauf hin, dass es dank eines solchen generellen Produktivitätswachstums möglich ist, dass die Wertschöpfung trotz eines Rückgangs der erwerbstätigen Bevölkerung weiterhin zunimmt, und dass dies eine solide Basis für eine faire Umverteilung der Einkommen zwischen wirtschaftlich aktiven und nichtaktiven Personen (zum Beispiel Rentner, Kinder, Schüler, Studierende usw.) darstellen kann;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>11</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital E</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	E. in der Erwägung, dass die steigende Arbeitslosigkeit den umlagefinanzierten Renten- und Pensionssystemen geschadet hat, während kapitalgedeckte Systeme von enttäuschenden Erträgen aus den Finanzmärkten betroffen sind;
	E. in der Erwägung, dass die steigende Arbeitslosigkeit den umlagefinanzierten Renten- und Pensionssystemen geschadet hat, während kapitalgedeckte Systeme von den Erwartungen an nicht nachhaltige Systeme ensprechenden Erträgen aus den kollabierten Finanzmärkten betroffen sind;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>12</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital E a (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	E a. in der Erwägung, dass die Kommission in ihrem Grünbuch die Defizite der kapitalgedeckten Systeme teilweise zugegeben hat, als sie eingeräumt hat, dass sich sinkende Zinssätze und Vermögenswerte auf die Erträge und die Solvenz kapitalgedeckter Systeme auswirkten: private Pensionsfonds 2008 über 20 % an Wert verloren haben, dass viele aber trotzdem immer noch weit hinter den vorgeschriebenen Solvenzanforderungen zurückbleiben und darüber hinaus mehrere Träger betrieblicher Pensionsfonds nicht in der Lage waren, ihren Verpflichtungen nachzukommen,


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>13</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Recital E b (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	E b. in der Erwägung, dass sich herausgestellt hat, dass das Konzept eines aus drei Säulen bestehenden Altersversorgungssystems, wie dies von der EU, dem IWF und der Weltbank gleichermaßen gefördert wird, das sich zusammensetzt aus einer verkleinerten ersten Säule mit gesetzlichen Renten und Pensionen, die nur eine „Grundrente/-pension" gewährleisten, einer zweiten Säule mit kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgungssystemen und einer dritten Säule, dem individuellen Sparmodell, nicht funktioniert, was die Sicherheit und Angemessenheit der gesamten daraus resultierenden Altersversorgung betrifft, sowie in der Erwägung, dass die Finanz- und Wirtschaftskrise die „Vermögensauswirkungen" von Fondsmodellen, die mit diesem Konzept einhergehen sollten, zunichte machten,


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>14</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 2</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	2. betont die Wahrscheinlichkeit eines langfristigen Szenarios mit geringem Wachstum, aufgrund dessen die Mitgliedstaaten ihre Haushalte konsolidieren und ihre Volkswirtschaften unter strengen Bedingungen reformieren müssen; stimmt daher der in dem Weißbuch der Kommission vertretenen Ansicht zu, dass die Menschen ergänzende betriebliche und gegebenenfalls private Altersversorgungen aufbauen müssen;
	2. betont bei Beibehaltung des derzeitigen Austeritätskurses die Wahrscheinlichkeit eines mittelfristigen Szenarios mit geringem Wachstum;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>15</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 3</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	3. betont, dass Renten und Pensionen der ersten Säule weiterhin die wichtigste Einkommensquelle für Rentner und Pensionäre sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Systeme der ersten Säule zu reformieren und die Beitragsjahre an das sich ändernde Verhältnis zwischen Rentnern bzw. Pensionären und Menschen im arbeitsfähigen Alter anzupassen und zu verhindern, dass die öffentlichen Ausgaben für Renten und Pensionen andere wichtige Staatsausgaben verdrängen; fordert die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass die Renten und Pensionen der ersten Säule − falls erforderlich ergänzt durch Bestimmungen zum Mindesteinkommen − ein anständiges Mindesteinkommen bieten;
	3. betont, dass Renten und Pensionen der ersten Säule weiterhin die wichtigste Einkommensquelle für Rentner und Pensionäre sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Systeme den Anforderungen an eine den Lebensstandard sichernde Rente entsprechend zu gestalten und dabei den Schwerpunkt auf die erste Säule zu legen, welche auf breiter Finanzierungsbasis und der Produktivkraftentwicklung entsprechend auskömmliche und sichere Renten gewährleisten muss; fordert die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass die Renten und Pensionen der ersten Säule − falls erforderlich ergänzt durch Bestimmungen zum Mindesteinkommen − den Lebensstandard sichernde Renten, mindestens aber ein anständiges Mindesteinkommen bieten1;

	
	__________________

	
	1 Entschließung des EP vom 9. Oktober 2008 zur Förderung der sozialen Integration und der Bekämpfung der Armut, einschließlich der Kinderarmut, in der Europäischen Union (ABl. C 9E vom 15.1.2010, S. 11.)


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>16</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 4 – introductory part</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	4. stellt fest, dass die Krise die Verwundbarkeit sowohl der kapitalgedeckten als auch der umlagefinanzierten Altersversorgungssysteme offengelegt hat; empfiehlt Altersversorgungssysteme mit mehreren Säulen, die zumindest aus Folgendem bestehen:
	4. stellt fest, dass die Finanz- und Wirtschaftskrise die Verwundbarkeit insbesondere der kapitalgedeckten Altersversorgungssysteme offengelegt hat; empfiehlt Altersversorgungssysteme mit mehreren Säulen, die zumindest aus Folgendem bestehen:


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>17</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 4 – point i</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	i. einer anständigen staatlichen Mindestaltersversorgung der ersten Säule;
	i. einer den Lebensstandard sichernden staatlichen Altersversorgung der ersten Säule;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>18</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 4 – point ii</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	ii. einer kapitalgedeckten, beschäftigungsbezogenen, vorgeschriebenen kollektiven Altersversorgung der zweiten Säule, die vorzugsweise durch die (sektoralen) Sozialpartner geregelt wird;
	ii. einer beschäftigungsbezogenen, kollektiven Altersversorgung der zweiten Säule, die vorzugsweise durch die (sektoralen) Sozialpartner geregelt wird und ergänzenden Charakter hat;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>19</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 4 – point iii</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	iii. einer individuellen Altersversorgung der dritten Säule, die auf privaten Ersparnissen basiert;
	entfällt


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>20</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 4 – subparagraph 1</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	 fordert die Mitgliedstaaten auf, die Einführung derartiger oder vergleichbarer Systeme zu erwägen, falls diese noch nicht bestehen; fordert die Kommission auf sicherzustellen, dass bestehende oder zukünftige Verordnungen im Bereich der Altersversorgung dem Altersversorgungssystem mit mehreren Säulen zuträglich ist;
	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Einführung derartiger oder vergleichbarer Systeme zu erwägen, falls diese noch nicht bestehen; fordert die Kommission auf sicherzustellen, dass bestehende oder zukünftige Verordnungen im Bereich der Altersversorgung den Altersversorgungssystemen zuträglich sind;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>21</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 5</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	5. erkennt die Bedeutung von Pensionsfonds als bedeutende und verlässliche langfristige Investoren in die EU-Wirtschaft an; betont ihre Bedeutung bei der Erreichung der Kernziele der Strategie Europa 2020 im Hinblick auf das Wirtschaftswachstum, mehr und bessere Beschäftigung und die Erreichung einer sozial inklusiven Gesellschaft; fordert die Kommission auf, das Investitionspotenzial der Pensionsfonds bei der Einführung oder Änderung von EU-Verordnungen nicht zu gefährden, insbesondere bei der Überprüfung der Richtlinie über die Aktivitäten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung;
	entfällt


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>22</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 6</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	6. ist der Auffassung, dass ein Konsens zwischen den Regierungen und den Sozialpartnern von höchster Bedeutung ist, um zu einer umfassenden Lösung der Herausforderungen bei der Altersversorgung zu gelangen und dabei die Notwendigkeit eines längeren Arbeitslebens zu berücksichtigen, und um die Arbeitsbedingungen und das lebenslange Lernen so anzupassen, dass die Menschen länger arbeiten können;
	6. ist der Auffassung, dass ein Konsens zwischen den Regierungen und den Sozialpartnern von höchster Bedeutung ist, um zu einer umfassenden Lösung der Herausforderungen bei der Altersversorgung zu gelangen und dabei die Notwendigkeit eines längeren Verbleibs im Arbeitslebens bei gleichzeitigem Erhalt der Gesundheit zu berücksichtigen, und um die Arbeitsbedingungen und das lebenslange Lernen so anzupassen, dass die Menschen bis zur Erreichung des gesetzlichen Rentenalters arbeiten können;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>23</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 7</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	7. begrüßt den Leitgedanken des Weißbuchs, das folgende Fokussierung vorschlägt: ein Ausgleich zwischen den Arbeitsjahren und den Ruhestandsjahren; Entwicklung einer ergänzenden betrieblichen und privaten Altersvorsorge sowie die Verbesserung der EU-Monitoring-Instrumente für Pensionen und Renten;
	7. widerspricht aus den genannten Erwägungsgründen den Leitgedanken des Weißbuchs, das folgende Fokussierung vorschlägt: ein Ausgleich zwischen den Arbeitsjahren und den Ruhestandsjahren; Entwicklung einer ergänzenden betrieblichen und privaten Altersvorsorge sowie die Verbesserung der EU-Monitoring-Instrumente für Pensionen und Renten;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>24</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 8</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	8. betont, dass die Umsetzung von Strukturreformen, die das Ziel verfolgen, dass Menschen mehr und länger arbeiten können, der einzige gangbare Weg ist, um Steuereinnahmen und Sozial- und Rentenprämien zu generieren, die für die Konsolidierung der Haushalte der Mitgliedstaaten und zur Finanzierung eines angemessenen, sicheren und nachhaltigen Pensions- und Rentensystems erforderlich sind; weist auf das Risiko im Hinblick auf die Teilzeitbeschäftigung hin, die nur teilweise zu Rentenansprüchen führt; fordert die Mitgliedstaaten auf, Geldmittel für die Bekämpfung der steigenden öffentlichen Ausgaben für Ruheständler zurückzulegen;
	8. ist der Auffassung, dass die Kommission und die MS bezüglich des Renteneintritts eine andere Startegie verfolgen sollten, die zunächst dafür Sorge trägt, die Beschäftigungsquoten allgemein zu erhöhen, die Finanzierungsbasis der Rentensysteme zu verbreitern und vor allem höhere Einkommen stärker an Umlage- und steuerfinanzierten Systemen der 1. Säule zu beteiligen und die Entwicklung der Renten an die Entwicklung der Produktivkräfte zu orientieren;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>25</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 9</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	9. betont die Beschleunigung des durch die demografischen Entwicklungen entstandenen Drucks auf die nationalen Haushalte und die Altersversorgungssysteme aufgrund des Ausscheidens der ersten Jahrgänge der „Baby-Boom-Generation“; stellt fest, dass die Fortschritte und die Zielsetzungen in den Mitgliedstaaten uneinheitlich sind, was die Ausformulierung und die Umsetzung von Strukturreformen zur Erhöhung der Beschäftigung, die Ausgestaltung von Vorruhestandssystemen und die Schaffung einer nachhaltigen Grundlage für sowohl das gesetzliche als auch das tatsächliche Rentenalter infolge der höheren Lebenserwartung anbelangt; betont, dass sich die Mitgliedstaaten, die jetzt keine stufenweisen Reformen umsetzen, später in einer Situation wiederfinden können, in der sie schlagartig Reformen mit erheblichen gesellschaftlichen Konsequenzen umsetzen müssen;
	9. stellt fest, dass die Fortschritte und die Zielsetzungen in den Mitgliedstaaten uneinheitlich sind, was die Ausformulierung und die Umsetzung von Strukturreformen zur Erhöhung der Beschäftigung, die Ausgestaltung von Vorruhestandssystemen und die Schaffung einer nachhaltigen Grundlage für sowohl das gesetzliche als auch das tatsächliche Rentenalter infolge der höheren Lebenserwartung anbelangt;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>26</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 9 a (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	9 a. weist mit Nachdruck darauf hin, dass eine allgemeine Erhöhung des gesetzlichen Eintrittsalters bei Pensionen und Renten und eine Erweiterung der Pflichtbeitragszeiten keineswegs erforderlich sind; ist der Auffassung, dass es den meisten Mitgliedstaaten möglich wäre, zum gesetzlichen Eintrittsalter von 60 Jahren zurückzukehren, wenn unter Beibehaltung der gesamten derzeitigen Höhe der Arbeitgeberbeiträge wieder die Finanzierung der gesetzlichen Rentensysteme zu gleichen Teilen (mindestens 50 % durch den Arbeitgeber) eingeführt würde;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>27</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 9 b (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	9 b. fordert die Mitgliedstaaten auf, den auf Solidarität und Umverteilung gründenden Charakter ihrer gesetzlichen Rentensysteme zu stärken, indem sie die Beitragsbasis auf unabhängig Erwerbstätige, Beamte usw. ausweiten und gleichzeitig die Beitragsobergrenzen abschaffen; ist der Auffassung, dass die Beitragsbasis der gesetzlichen Rentensysteme weiter ausgebaut werden könnte, indem für alle Arten von Einkommen – einschließlich, zum Beispiel, Mieten und Zinszahlungen – obligatorische Beiträge festgelegt werden;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>28</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 10</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	10. wiederholt die Forderung, die Pensions- und Rentenleistungen eng an die gearbeiteten Jahre und die gezahlten Prämien („versicherungsmathematische Gerechtigkeit“) zu knüpfen, um sicherzustellen, dass sich mehr und längere Arbeit für Arbeitnehmer durch bessere Pensionen und Renten auszahlt; empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten es in Absprache mit den Sozialpartnern einzelnen Arbeitnehmern ermöglichen, auf freiwilliger Basis über das gesetzliche Rentenalter hinaus zu arbeiten, da eine Ausdehnung der Beitragszeit bei gleichzeitiger Kürzung der Bezugsdauer den Arbeitnehmern dabei helfen kann, Altersversorgungslücken zügig zu schließen;
	10. wiederholt die Forderung, die Pensions- und Rentenleistungen an die gearbeiteten Jahre und die gezahlten Prämien („versicherungsmathematische Gerechtigkeit“) zu knüpfen, um sicherzustellen, dass sich mehr und längere Arbeit für Arbeitnehmer durch bessere Pensionen und Renten auszahlt; stellt aber fest, dass dies im Umkehrschluss keine Einschränkung hinsichtlich seiner Forderung nach einer anständigen Mindestsicherung im Alter darstellt;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>29</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 11</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	11. betont, dass die den Vorruhestandssystemen zugrunde liegende Annahme, dass ältere Arbeitnehmer in den Ruhestand treten, damit Arbeitsplätze für die jungen verfügbar werden, sich als empirisch falsch herausgestellt hat, da die Mitgliedstaaten mit den höchsten Beschäftigungsquoten junger Menschen durchschnittlich auch diejenigen mit den höchsten Beschäftigungsquoten für ältere Arbeitnehmer sind;
	11. ist der Auffassung, dass die Formen der Arbeitsorganisation und die Arbeitszeitregelungen an den demografischen Wandel angepasst werden müssen; verweist darauf, dass Verbesserungen der Beschäftigungsstabilität, kürzere kollektive Arbeitszeiten sowie soziale Sicherheit und Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz für eine bessere Eingliederung jüngerer wie älterer Arbeitnehmer notwendig sind, damit sie erwerbstätig, motiviert und gesund bleiben können, bis sie das gesetzliche Renteneintrittsalter erreichen;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>30</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 12</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	12. fordert die Sozialpartner auf, einen Lebenszyklus-Ansatz auf das Personalmanagement anzuwenden und die Arbeitsstätten anzupassen; fordert die Arbeitgeber auf, Programme zu entwickeln, um sicherzustellen, dass die Arbeitnehmer länger arbeiten können; fordert die Arbeitnehmer auf, sich aktiv an Weiterbildungsmöglichkeiten zu beteiligen und sich für den Arbeitsmarkt in allen Phasen ihres Arbeitslebens fit zu halten;
	12. fordert die Sozialpartner auf, einen Lebenszyklus-Ansatz auf das Personalmanagement anzuwenden und die Arbeitsstätten anzupassen; fordert die Arbeitgeber auf, Programme zu entwickeln, um sicherzustellen, dass die Arbeitnehmer bis zum Erreichen des gesetzlichen Rentenalters arbeiten können; fordert die Arbeitnehmer auf, sich aktiv an Weiterbildungsmöglichkeiten zu beteiligen und sich für den Arbeitsmarkt in allen Phasen ihres Arbeitslebens fit zu halten;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>31</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 12 a (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	12 a. ist der Ansicht, dass der Rat und die Kommission eine europäische Beschäftigungsgarantie für Jugendliche vorsehen sollten, mit der das Recht jedes jungen Menschen in der EU gesichert wird, innerhalb von drei Monaten einer Arbeitslosigkeit eine angemessene, gut bezahlte und seinen Qualifikationen und Kompetenzen entsprechende Beschäftigung, Lehrstelle, zusätzliche Weiterbildung oder kombinierte Arbeit und Berufsbildung angeboten zu bekommen, wodurch auch die Möglichkeit für Jugendliche, angemessene Rentenansprüche zu erwerben, verbessert werden;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>32</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 13 a (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	13 a. fordert den Rat auf, eine EU-Vorgabe für Mindestlöhne zu vereinbaren (gesetzlich, tarifvertraglich vereinbart auf nationaler, regionaler oder Branchenebene), die eine Vergütung in Höhe von mindestens 60 % des einschlägigen (nationalen, branchenspezifischen usw.) Durchschnittslohns gewährleistet, damit sich mehr Arbeitnehmer individuelle Renten-/Pensionsansprüche über der Armutsgrenze sichern können;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>33</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 13 b (new)</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	
	13 b. fordert den Rat ebenfalls auf, sich auf eine Garantie für ein Mindestruhegehalt (Alter, Invalidität usw.) oberhalb der Armutsrisikoschwelle der Union von 60 % des nationalen mittleren Äquivalenzeinkommens zu einigen, um Altersarmut zu verhindern und ältere Menschen davor zu schützen, auf ein bedarfsorientiertes garantiertes Mindesteinkommen angewiesen zu sein;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>34</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 14</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	14. begrüßt die in dem Weißbuch enthaltene Forderung nach einem Aufbau kapitalgedeckter, zusätzlicher Betriebsrenten und privater Ersparnisse; betont jedoch, dass die Kommission vielmehr eine kollektive vorgeschriebene betriebliche Altersvorsorge empfehlen sollte, da kollektive Pensions- und Rentensysteme (der zweiten Säule) − die üblicherweise durch die (sektoralen) Sozialpartner geregelt werden − die Solidarität innerhalb von und zwischen Generationen ermöglichen, was bei individuellen Systemen nicht der Fall ist; betont die Notwendigkeit, nun trotz der Krise mit dem Aufbau eines Systems zusätzlicher betrieblicher Altersversorgung zu beginnen;
	entfällt


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Amendment

<NumAm>35</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thomas Händel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Motion for a resolution</DocAmend>
<Article>Paragraph 15</Article>
	

	Motion for a resolution
	Amendment

	15. hebt die geringen Betriebskosten (sektorweiter) kollektiver, nicht gewinnorientierter betrieblicher Altersversorgungssysteme im Vergleich zur individuellen Altersvorsorge hervor; betont die Bedeutung geringer Betriebskosten, da selbst geringe Kostensenkungen zu erheblich höheren Pensionen bzw. Renten führen können;
	entfällt


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend></RepeatBlock-Amend>
